
Vereinbarung über die Kostenabrechnung des erweiterten Landesausschusses nach § 116 b SGB V in Sachsen 

Vereinbarung über die Kostenabrechnung des erweiterten 
Landesausschusses nach § 116 b SGB V in Sachsen 

zwischen der 

Kassenärztlichen Vereinigung Sachsen 
(nachstehend KV Sachsen genannt) 

und 

der AOK PLUS - Die Gesundheitskasse 
für Sachsen und Thüringen. 

vertreten durch den Vorstand 
dieser hier vertreten durch den Stellvertretenden Vorstandsvorsitzenden 

Herrn Rainer Striebel 

dem BKK Landesverband Mitte, 
Landesvertretung Sachsen 

der IKK classic 

der Knappschaft 
Regionaldirektion Chemnitz 

und zwischen den nachfolgend benannten 

Ersatzkassen 

BARMER GEK 
Techniker Krankenkasse (TK) 

DAK-Gesundheit 
Kaufmännische Krankenkasse - KKH 
HEK - Hanseatische Krankenkasse 

hkk 

gemeinsamer Bevollmächtigter mit Abschlussbefugnis: 
Verband der Ersatzkassen e. V. (vdek), 

vertreten durch die Leiterin der vdek-Landesvertretung Sachsen 

Sozialversicherung für 
Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau (SVLFG) 

als Landwirtschaftliche Krankenkasse, Hoppegarten 

sowie 

der Krankenhausgesellschaft Sachsen 
Verband der Krankenhausträger im Freistaat Sachsen 



Vereinbarung über die Kostenabrechnung des erweiterten Landesausschusses nach § 116 b SGB V in Sachsen 

Präambel 

Diese Vereinbarung regelt die Grundsätze der Kostentragung und Kostenabrechnung im 
Zusammenhang mit der Erfüllung der Aufgaben des erweiterten Landesausschuss nach § 
116 b SGB V in Sachsen. 

§ 1 Kosten des erweiterten Landesausschusses 

(1) Zur Erfüllung der Geschäfte des erweiterten Landesausschusses und des Arbeitsaus-
schusses nach § 116 b SGB V in Sachsen bedienen sich die Vertragspartner einer Ge-
schäftsstelle. Diese wird bei der Kassenärztlichen Vereinigung Sachsen geführt. Die 
sächlichen, personellen und sonstigen Aufwendungen werden von den Vertragspartnern 
anteilig getragen. Näheres hierzu regelt Anlage 1 dieser Vereinbarung. 

(2) Über die/den Vorsitzenden des erweiterten Landesausschusses und die unparteiischen 
Mitglieder einigen sich die Vertragspartner (§ 116 b Abs. 3 SGB V). Die Entschädigun-
gen des/der Vorsitzenden und der unparteiischen Mitglieder sind in Anlage 2 dieser 
Vereinbarung geregelt. Diese Aufwendungen werden von den Vertragspartnern gemäß 
§ 11 Abs. 2 S. 1 AMV i.V.m. § 116 b Abs. 3 SGB V anteilig getragen. 

(3) Durch die Vertragspartner werden in den erweiterten Landesausschuss bestellte Mit-
glieder entsandt (§ 90 Abs. 2 i.V.m. § 116 b Abs. 3 SGB V). Die Aufwendungen dieser 
Mitglieder werden gemäß § 11 Abs. 1 AMV i.V.m. § 116 b Abs. 3 SGB V von den jewei-
lig entsendenden Körperschaften/Krankenhausgesellschaft bzw. Verbänden getragen. 

(4) Die Interessenvertretung von Patientinnen und Patienten ist nach § 140 f SGB V ent-
sprechend zu beteiligen. Ihre Entschädigung ist durch § 140 f Abs. 5 SGB V abschlie-
ßend geregelt. Diese Aufwendungen werden von den Vertragspartnern gemäß § 140 f 
Abs. 5 SGB V i.V.m. § 116 b Abs. 3 SGB V anteilig getragen. Für die Bemessung der 
Reisekosten findet das Sächsische Reisekostengesetz (SächsRKG) Anwendung. 

§ 2 Kostentragung 

Die durch den erweiterten Landesausschuss durch Wahrnehmung der Aufgaben entstehen-
den Kosten nach § 1, einschließlich der Kosten der konstituierenden Sitzung werden von den 
Verbänden der Krankenkassen und den Ersatzkassen, der KV Sachsen und der Kranken-
hausgesellschaft Sachsen gemäß Anlage 3 getragen (§ 116 b Abs. 3 S. 5 SGB V). 

§ 3 Rechnungslegung 

(1) Die Landesverbände der Krankenkassen und der Verband der Ersatzkassen leisten im 
laufenden Kalenderjahr quartalsweise Abschlagszahlungen zum 15. des ersten Kalen-
dermonats im Quartal, in Höhe von jeweils 25 % ihres Anteils auf Basis der zuletzt vor-
liegenden Abrechnung gemäß Absatz 4. Die Rechnungslegung gegenüber den Landes-
verbänden der Krankenkassen und dem Verband der Ersatzkassen erfolgt mit geson-
derter Rechnung. 

(2) Die Krankenhausgesellschaft Sachsen leistet im laufenden Kalenderjahr quartalsweise 
Abschlagszahlungen zum 15. des ersten Kalendermonats im Quartal in Höhe von je-
weils 25 % ihres Anteils auf Basis der zuletzt vorliegenden Abrechnung gemäß Absatz 
4. Die Rechnungslegung gegenüber der Krankenhausgesellschaft Sachsen erfolgt mit 
gesonderter Rechnung. 

(3) In den Jahren 2013 und 2014 erfolgen die Abschlagszahlungen auf Basis der kalkulier-
ten Kosten gemäß Anlage 5. 
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(4) Spätestens bis zum 31. Mai des Folgejahres, legt die Geschäftsstelle dem unabhängi-
gen Revisor der KV Sachsen und den Trägerorganisationen eine Abrechnung über die 
zu tragenden Kosten vor. Die Prüfung dieser Abrechnung der Geschäftsstelle erfolgt 
durch den Revisor der KV Sachsen grundsätzlich spätestens bis zum 15. Juli des Folge-
jahres durch Vorlage eines Kurztestats an die Trägerorganisationen. Nach Vorlage der 
Abrechnung nehmen die Vertragspartner ggf. erforderliche Anpassungen zur Kostenkal-
kulation der Geschäftsstelle vor. Aus der Spitzabrechnung resultierende Über- und Un-
terzahlungen werden über die nächste erreichbare Abschlagszahlung verrechnet. 

§4 
Salvatorische Klausel 

Sollten einzelne Bestimmungen dieser Vereinbarung ganz oder teilweise nichtig/rechtswidrig 
sein oder werden, so wird hierdurch die Rechtswirksamkeit der übrigen Bestimmungen die-
ser Vereinbarung nicht berührt. Tritt ein solcher Fall ein, verständigen sich die Vertragspart-
ner unverzüglich über die notwendigen Neuregelungen. Vorgenanntes gilt analog, sofern 
wesentliche Annahmen, die dem Abschluss dieser Vereinbarung zugrunde lagen, nicht oder 
nicht mehr gegeben sind. 

§5 
Geltungsdauer und Kündigung 

(1) Diese Vereinbarung tritt am 01. Dezember 2012 in Kraft. 

(2) Diese Vereinbarung kann von jedem Vertragspartner mit einer Frist von drei Monaten 
zum Ende eines Kalenderjahres, frühestens zum 31. Dezember 2014 gekündigt werden. 

(3) Die Anlagen 1 bis 3 dieser Vereinbarung können gesondert gekündigt werden. 

(4) Bei Kündigung des Vertrages bzw. einer seiner Anlagen gelten bis zur Vereinbarung 
neuer Regelungen, die alten Regelungen fort. 
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Dresden, 10.04.2013 

7 	 

Kassenärztliche Vereinigung Sachsen  AOK PLUS - Die Gesundheitskasse 
für Sachsen und Thüringen. 
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IKK classic 
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), 
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Anlage 1 

zur 
Vereinbarung über die Kostenabrechnung des erweiterten Landesausschusses 

gemäß § 116 b SGB V in Sachsen zwischen der KV Sachsen und den Landesverbän- 
den der Krankenkassen und dem Verband der Ersatzkassen in Sachsen sowie der 

Krankenhausgesellschaft Sachsen 

§ 1 Allgemeines 

Zur Erfüllung der Geschäfte des erweiterten Landesausschusses sowie des Arbeitsaus-
schusses nach § 116 b wird eine Geschäftsstelle gegründet. Diese wird bei der Kassenärzt-
lichen Vereinigung Sachsen geführt. Die der Geschäftsstelle übertragenen Aufgaben erge-
ben sich aus der „Geschäftsordnung des erweiterten Landesausschusses nach § 116 b SGB 
V in Sachsen" in der jeweils gültigen Fassung. 

§ 2 Personalabhängiger Aufwand 

(1) Es wird ein durchschnittlicher personeller Einsatz zur Erfüllung der der Geschäftsstelle 
übertragenen Aufgaben von 2,3 Sachbearbeitern zugrunde gelegt. Nach dem jeweils für 
Mitarbeiter der KV Sachsen geltenden Tarifvertrag wird der Berechnung der Aufwen-
dungen die Vergütungsgruppe 6 zugrunde gelegt. Berechnungsgrundlage bilden die 
Grundvergütung einschließlich aller tarifvertraglicher Sozialleistungen sowie die gesetz-
lichen Abgaben. 

(2) In Relation zum Personaleinsatz wird ein Personalgemeinkostenzuschlag auf Basis des 
Jahres 2013 in Höhe von 11.173,91 € je Sachbearbeiter erhoben. Hiermit abgegolten 
sind Aufwendungen für Kommunikations- und Informationstechnik, sonstige Einrich-
tungs- und Ausstattungskosten, Instandhaltungs- und Instandsetzungskosten, allg. Bü-
robedarf, Bücher, sonstige Materialkosten, allgemeine Porti sowie Telekommunikati-
onsdienstleistungen. Die jährliche Anpassung dieses Kostenzuschlages wird gemäß der 
Entwicklung der Personalkosten gemäß Tarifvertrag der KV Sachsen vorgenommen. 

§ 3 Sachaufwand 

(1) Für Aufbereitungen der Sitzungen des erweiterten Landesausschusses wird eine Kos-
tenpauschale von 225,00 € je Sitzung, für die Sitzungen des Arbeitsausschuss nach § 
116 b eine Kostenpauschale von 66,67 je Sitzung sowie für die Aufwendungen im Zu-
sammenhang mit Bescheiden eine Kostenpauschale von 4,55 € je Bescheid erhoben. 
Hiermit sind sämtliche Material- und Portokosten abgegolten. 

(2) Die Kosten der Rechtsverfolgung, wozu sämtliche dem erweiterten Landesausschuss 
anlässlich von Rechtsstreitigkeiten entstehenden Kosten zählen, werden gemäß § 11 
AMV i.V.m. § 116 b Abs. 3 SGB V von den Vertragspartnern anteilig getragen. 

(3) Sonstige Kosten, die im Zusammenhang mit der Durchführung des erweiterten Lan-
desausschusses oder zur Wahrnehmung dieser Aufgaben entstehen, werden von den 
Vertragspartnern anteilig getragen. Hierzu zählen insbesondere die Kosten für die Hin-
zuziehung von Sachverständigen, die Kosten für Veranstaltungsräume sowie die Kos-
ten für die Verpflegung während der Veranstaltungen. 



Anlage 1 
zur Vereinbarung über die Kostenabrechnung des erweiterten Landesausschusses nach § 116 b SGB V in Sach- 
sen 

§ 4 Kündigung 

(1) Diese Anlage 1 tritt mit Wirkung vom 01.01.2013 in Kraft. 

(2) Diese Vereinbarung kann von jedem Vertragspartner schriftlich mit einer Frist von drei 
Monaten zum Ende eines Kalenderjahres gekündigt werden, frühestens jedoch zum 
31.12.2014. 

2/2 



Anlage 2 

zur 
Vereinbarung über die Kostenabrechnung des erweiterten Landesausschusses 

gemäß § 116 b SGB V in Sachsen zwischen der KV Sachsen und den Landesverbän- 
den der Krankenkassen und dem Verband der Ersatzkassen in Sachsen sowie der 

Krankenhausgesellschaft Sachsen 

§1 

Nach den gesetzlichen Bestimmungen des § 90 Abs. 3 SGB V und der „Verordnung über die 
Amtsdauer, Amtsführung und Entschädigung der Mitglieder des Gemeinsamen Bundesaus-
schusses und der Landesausschüsse der Ärzte (Zahnärzte) und Krankenkassen (Aus-
schussmitglieder-Verordnung — AMV)" [vom 10. November 1956 (BGBI. 1 S. 861), zuletzt 
geändert durch Art 12 GKV-VersorgungsstrukturG vom 22.12.2011 (BGBl. I S. 2983)] setzen 
die am Landesausschuss beteiligten Körperschaften und Verbände die Entschädigungen für 
den Vorsitzenden und die weiteren unparteiischen Mitglieder des Ausschusses fest; die 
Festsetzung bedarf der Zustimmung der Aufsichtsbehörde (§§ 9, 10 AMV). 

§2 

(1) Der/Die Vorsitzende und die weiteren unparteiischen Mitglieder des erweiterten Lan-
desausschusses oder ihre Stellvertreter erhalten gemäß § 9 der AMV für jeden Sit-
zungstag eine Entschädigung für Zeitaufwand in Höhe von 51,00 EUR. 

(2) Der/Die Vorsitzende des erweiterten Landesausschusses erhält gemäß § 10 Satz 1, 
1. Halbsatz der AMV eine pauschale Entschädigung für Zeitaufwand außerhalb von Sit-
zungen in Höhe von 179,00 EUR pro Sitzungsmonat bzw. bei Entscheidungen im Um-
laufverfahren. 

(3) Die Höhe der pauschalen Entschädigung für Zeitaufwand außerhalb von Sitzungen für 
die weiteren unparteiischen Mitglieder des erweiterten Landesausschusses beträgt 
89,50 EUR je Sitzungsmonat bzw. bei Entscheidungen im Umlaufverfahren (§ 10 
Satz 1,2. Halbsatz AMV). 

(4) Der/Die Vorsitzende und die weiteren unparteiischen Mitglieder des erweiterten Lan-
desausschusses oder ihre Stellvertreter erhalten Reisekosten (§ 8 AMV) nach den Vor-
schriften des Sächsischen Reisekostengesetzes (SächsRKG). 

§3 

Die Entschädigungen nach § 2 werden jeweils nur den an einer Sitzung teilnehmenden un-
parteiischen Mitgliedern gezahlt. Nimmt bei Verhinderung eines unparteiischen Mitgliedes 
dessen Stellvertreter stimmberechtigt an einer Sitzung teil, so erhält dieser Stellvertreter an-
stelle des Mitgliedes die Entschädigungszahlung. 

§4 

Für zusätzliche Leistungen zur Begründung von Bescheiden aufgrund von Entscheidungen 
des erweiterten Landesausschusses im Anzeige- und Widerspruchsverfahren nach § 116 b 
SGB V erhält die/der Vorsitzende des erweiterten Landesausschusses einen Pauschalbe-
trag in Höhe von 50 EUR je Fall. 



Anlage 2 
zur Vereinbarung über die Kostenabrechnung des erweiterten Landesausschusses nach § 116 b SGB V in Sach-
sen 

§5 

Für zusätzliche Leistungen in Verbindung mit Sozialgerichtsfällen aufgrund von Entschei-
dungen des erweiterten Landesausschusses nach § 116 b SGB V erhält die/der Vorsitzende 
des erweiterten Landesausschusses einen Pauschalbetrag in Höhe von 200 EUR je Fall. 

§6 

(1) Diese Anlage 2 tritt mit Wirkung vom 01.12.2012 in Kraft. 

(2) Diese Vereinbarung kann von jedem Vertragspartner schriftlich mit einer Frist von drei 
Monaten zum Ende eines Kalenderjahres gekündigt werden, frühestens jedoch zum 
31.12.2014. 

2/2 



Anlage 3 

zur 
Vereinbarung über die Kostenabrechnung des erweiterten Landesausschusses 

gemäß § 116 b SGB V in Sachsen zwischen der KV Sachsen und den Landesverbän- 
den der Krankenkassen und dem Verband der Ersatzkassen in Sachsen sowie der 

Krankenhausgesellschaft Sachsen 

Die Aufteilung der Kosten gemäß § 1 i.V. mit § 2 der Vereinbarung erfolgt gemäß § 116 b 
Abs. 3 S. 5 SGB V wie folgt: 

25 % Kassenärztliche Vereinigung Sachsen 

25 % Krankenhausgesellschaft Sachsen 

50 `)/0 Verbände der Krankenkassen. 

§2 

Der auf die Verbände der Krankenkassen und der Ersatzkassen jeweils entfallende Anteil 
bemisst sich gemäß § 11 Abs. 2 AMV nach der Zahl der von ihnen in den Ausschuss ent-
sandten Vertreter. 

Somit ergibt sich nach § 90 Absatz 1 i.v.m. § 116 b Abs. 3 S. 1 SGB V die Aufteilung der 
Kosten nach den folgenden Maßstäben: 

3 Vertreter der AOK PLUS 
3 Vertreter des vdek, Landesvertretung Sachsen 
1 Vertreter des BKK Landesverband Mitte, Landesvertretung Sachsen 

1 Vertreter der IKK classic 
1 gemeinsamer Vertreter der Landwirtschaftlichen Krankenkasse Mittel- und Ostdeutschland 
und der Knappschaft-Bahn-See 

§3 

(1) Diese Anlage 3 tritt mit Wirkung vom 01.12.2012 in Kraft. 

(2) Diese Vereinbarung kann von jedem Vertragspartner schriftlich mit einer Frist von drei 
Monaten zum Ende eines Kalenderjahres gekündigt werden, frühestens jedoch zum 
31.12.2014. 

1/1 





Anlage 4 

zur 
Vereinbarung über die Kostenabrechnung des erweiterten Landesausschusses 

gemäß § 116 b SGB V in Sachsen zwischen der KV Sachsen und den Landesverbän- 
den der Krankenkassen und dem Verband der Ersatzkassen in Sachsen sowie der 

Krankenhausgesellschaft Sachsen 

Jährliche Gesamtaufwendungen rEUR1:  

1 	Entschädigungen 

In dieser Position sind die für die/den Vorsitzenden, die beiden weiteren unparteiischen 
Mitglieder des Landesausschusses (oder ihrer Stellvertreter) gewährten Entschädi-
gungen sowie die Entschädigungen der Patientenvertreter gemäß § 140f SGB V ent-
halten. 

1.1 	Sitzungsgeld gem. Anlage 2 § 2 Abs. 1 dieser Vereinbarung 

1.2 	Pauschalentschädigung des/der Vorsitzenden 
für Zeitaufwand außerhalb von Sitzungen (Anlage 2 § 2 Abs. 2 dieser Vereinbarung) 

1.3 	Pauschalentschädigung der beiden weiteren unparteiischen Mitglieder 
für Zeitaufwand außerhalb von Sitzungen (Anlage 2 § 2 Abs. 3 dieser Vereinbarung) 

1.4 	Pauschalentschädigung des/der Vorsitzenden 
im Zusammenhang mit der Begründung von Bescheiden (Anlage 2 § 4 dieser Verein- 
barung) 

1.5 	Pauschalentschädigung des/der Vorsitzenden 
in Verbindung mit Sozialgerichtsfällen (Anlage 2 § 5 dieser Vereinbarung) 

1.6 Kosten für die Beteiligung von Interessenvertretungen der Patientinnen und Patienten 
gemäß § 140 f SGB V 

2 	Reisekosten für Mitglieder des erweiterten Landesausschusses 
gemäß dem Sächsischen Reisekostengesetz (SächsRKG) 

In dieser Position sind die für den Bereich der gemeinsamen Selbstverwaltung gewähr-
ten Reisekosten des/der Vorsitzenden und der beiden weiteren unparteiischen Mitglie- 
der oder ihrer Stellvertreter enthalten (Anlage 2 § 2 Abs. 4 dieser Vereinbarung). 

3 	Personaleinsatz 
In dieser Position ist der für die Geschäftsstelle des erweiterten Landesausschusses 
anfallende Personaleinsatz auf Grundlage der Anlage 1 dieser Vereinbarung ausge-
wiesen. 

4 	Sachaufwendungen gemäß Anlage 1 § 3 dieser Vereinbarung 

4.1 	Kosten für Aufwendungen im Zusammenhang mit Sitzungen und Bescheiden 

1/2 



Anlage 4 
Vereinbarung über die Kostenabrechnung des erweiterten Landesausschusses nach § 116 b SGB V in Sachsen 

4.2 Kostenpauschalen 

4.3 Sonstige Kosten 

2/2 



Anlage 5 
Vereinbarung über die Kostenabrechnung des erweiterten Landesausschusses nach § 116 b SGB V in 
Sachsen 

Kostenplan Erweiterter Landesausschuss 2013 

Personal Summe 

eLA AA 

Personalkosten 
Personalgemeinkosten 

119.000,00 
25.700,00 

Summe Personalkosten 144.700,00 

sonstige Kosten Summe 
Entschädigungen 14.970,00 11.420,00 3.550,00 

Rechtsverfolgung/ 
Sachverständige 4.000,00 4.000,00 

Porto, Druck u. Versand 2.200,00 900,00 1.300,00 

Vera nstaltungskosten 4.800,00 2.300,00 2.500,00 

Revison KVS 400,00 

Summe sonstige Kosten 26.370,00 18.620,00 7.350,00 

Gesamtkosten 2013 171.070,00 

Anteil GKV 85.535,00 50% 
Anteil KHG 42.767,50 25% 
KVS 42.767,50 25% 

171.070,00 

Seite 1 	 2 
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1. Protokollnotiz 

zur 

Vereinbarung über die Kostenabrechnung des erweiterten 
Landesausschusses nach § 116 b SGB V in Sachsen 

zwischen der 

Kassenärztlichen Vereinigung Sachsen 
(nachstehend KV Sachsen genannt) 

und 

der AOK PLUS - Die Gesundheitskasse 
für Sachsen und Thüringen. 

vertreten durch den Vorstand 
dieser hier vertreten durch den Stellvertretenden Vorstandsvorsitzenden 

Herrn Rainer Striebel 

dem BKK Landesverband Mitte, 
Landesvertretung Sachsen 

der IKK classic 

der Knappschaft 
Regionaldirektion Chemnitz 

und zwischen den nachfolgend benannten 

Ersatzkassen 

BARMER GEK 
Techniker Krankenkasse (TK) 

DAK-Gesundheit 
Kaufmännische Krankenkasse - KKH 
HEK - Hanseatische Krankenkasse 

hkk 

gemeinsamer Bevollmächtigter mit Abschlussbefugnis: 
Verband der Ersatzkassen e. V. (vdek), 

vertreten durch die Leiterin der vdek-Landesvertretung Sachsen 

Sozialversicherung für 
Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau (SVLFG) 

als Landwirtschaftliche Krankenkasse, Hoppegarten 

sowie 



BKK I_ desvetand Mitte 
LandesvertretuncvSachsen 

   

IKK classic 

 

KrankenhausgesOschaft Sachsen 

Vereinbarung über die Kostenabrechnung des erweiterten Landesausschusses nach § 116 b SGB V in Sachsen  

der Krankenhausgesellschaft Sachsen 
Verband der Krankenhausträger im Freistaat Sachsen 

§1 
Gegenstand 

Gegenstand der Protokollnotiz ist eine von § 3 Abs. 1 und Abs. 2 abweichende Rechnungs-
legung für das Jahr 2013. 

§2 
abweichende Rechnungslegung 

(1) Die Vertragspartner sind sich einig, dass bis zum in Krafttreten der Richtlinie des Ge-
meinsamen Bundesausschusses abweichend von der Regelung gemäß Anlage 1 § 2 
Abs. 1 der tatsächliche personelle Einsatz in Rechnung gestellt wird. Der Personalge-
meinkostenzuschlag gemäß Anlage 1 § 2 Abs. 2 in Höhe von 11.173,91 wird anteilig für 
den Zeitraum bis zum in Krafttreten der Richtlinie mit der Anzahl der tatsächlich benötig-
ten Sachbearbeiter multipliziert. 

(2) Bis zum in Krafttreten der Richtlinie werden keine Abschlagszahlungen abgefordert. 
Die Rechnungslegung erfolgt abweichend vom § 3 quartalsweise gemäß Vereinbarung 
i.V.m. Absatz 1. 

Dresden, 10.04.2013 

Kassenärztliche Vereinigung Sachsen 	AOK PLUS - Die Gesundheitskasse 
für Sachsen und Thüringen. 

Knappschaft 
Regionaldirektion Chemnitz 

I  

Verband der Ersatzkassen e.V. (vdek) 
Die Leiterin der Landesvertretung Sachsen 

SVLFG als Landwirtschaftliche Krankenkasse 
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